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Der lange Weg zur Gleichheit 
Auch 20 Jahre nach dem Mauerfall gelten unterschiedliche Arbeitsbe-
dingungen. Schrittchen für Schrittchen wurde zwar angeglichen, doch 
der Osten hinkt dem Westen weiter hinterher. 

Wenn auch die letzten Angleichungsschritte Wirklichkeit werden sollen, 
dann müssen die Kolleginnen und Kollegen im Osten Druck machen. 
Denn das Ziel der vollständigen Angleichung kann nur erreicht werden, 
wenn die Kolleginnen und Kollegen im Osten ihre Interessen noch 
offensiver vertreten und sich noch weit stärker als in den vergangenen 
Jahren an den Tarifauseinandersetzungen beteiligen. 
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W I R  M Ü S S E N  U N S  E I N M I S C H E N

Die friedliche Revolution und der Mauerfall 
feiern in diesem Jahr ihr 20. Jubiläum. 
Darauf folgten die Wiedervereinigung und 
ein massiver Umbauprozess von Wirtschaft 
und Verwaltung.  

Trotz schwieriger Rahmenbedingungen 
waren die gesellschaftlichen Veränderungen 
enorm und können sich sehen lassen, daran 
hatten die Gebietskörperschaften einen 
wesentlichen Anteil. Und dies in einer Zeit, 
in der der öffentliche Dienst selbst massiv 
umgebaut wurde. Dies war eine herausra-
gende Aufbauarbeit, die ohne die Kollegin-
nen und Kollegen nicht zu meistern gewe-
sen wäre. Der Wandlungsprozess war nicht 

unumstritten, hat er doch zu massivem Arbeitsplatzabbau und anhaltender Massen-
arbeitslosigkeit geführt. Die Kritik der fehlenden sozialen Balance geht in erster Linie 
an die verantwortlichen Manager und Politiker. Trotz dieser Rahmenbedingungen sind 
positive gesellschaftliche Veränderungen gelungen. Deshalb ist das Jubiläum nicht nur 
ein Fest, sondern auch ein Zeitpunkt der Besinnung auf die notwendige soziale und 
gesellschaftliche Balance. 

Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP ist unterschrieben. Steuererleichterungen 
für Erben und Unternehmen stehen ganz oben. Eine Kommission soll Vorschläge für 
die Neuordnung der Gemeindefi nanzen erarbeiten, die Abschaffung der Gewerbe-
steuer sowie einen Hebesatz auf die Einkommens- und Körperschaftsteuer prüfen. 
Darüber hinaus soll „die Wettbewerbsgleichheit kommunaler und privater Anbieter 
insbesondere bei der Umsatzsteuer“ erzielt werden. Das wird nach dem Willen der Re-
gierungskoalition besonders für die Abfallwirtschaft bedeuten, dass der Wettbewerb 
zwischen öffentlichen und privaten Trägern verschärft wird. Übersetzt heißt das: 
Die Einführung von Steuern auf kommunale Dienstleistungen und die Erhöhung des 
Privatisierungsdrucks. Soweit auch zum Versprechen der FDP, keine Steuern zu erhö-
hen. 

Das zeigt deutlich: Schwarz-Gelb stellt Profi t vor Gemeinwohlorientierung. Jetzt ist 
bundesweit gewerkschaftliches Handeln unter dem Motto ÖFFENTLICH IST WESENT-
LICH notwendig. Wir müssen uns einmischen in den Kommunen, den Ländern und 
dem Bund. Der öffentliche Dienst, die Kommunen sind systemrelevant für unsere 
Demokratie und für den Staat. Unsere Aufgabe ist es, mit der Politik darüber zu strei-
ten, damit die öffentliche Hand keinen Schaden nimmt und die Daseinsvorsoge nicht 
verkümmert.

Euer Achim Meerkamp

gemeinden.verdi.de schu len .verd i .de
kommunalverwal tung .verd i .de   feuerwehr.verd i .de
soz ia learbe i t . ve rd i .de   gar tenbau .verd i .de 
verwal tungsreform.verd i .de   gover net .de

Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
bei den Gemeinden und dem Bund diskutie-
ren derzeit, mit welcher Forderung ver.di in 
die Tarifrunde 2010 gehen wird. Am 15. De-
zember wird die Bundestarifkommission 
dann die Forderung beschließen. 

Bei den öffentlichen Finanzen zeigt sich ein 
absurdes Bild: Aufgrund der Wirtschafts- 
und Finanzkrise werden voraussichtlich die 
Steuereinnahmen gravierend sinken – teil-
weise gar bis um die Hälfte. Experten gehen 
gar von einem Rückgang von bis zu 320 Mil-
liarden Euro bis zum Jahr 2013 aus. Dennoch 
haben die Liberalen im Bundestagswahl-
kampf umfangreiche Steuererleichterungen 
von etwa 35 Milliarden Euro versprochen. 
Mit der „Schuldenbremse“ wird zudem der 
fi nanzpolitische Handlungsspielraum stark 
begrenzt. Banken und dubiose Finanzjong-
leure haben die Weltwirtschaft an den Rand 
des Abgrundes getrieben und sich in allen 
Industrienationen umfangreiche Rettungs-
schirme der öffentlichen Hand spannen las-
sen. Jetzt ist bei der Politik die Versuchung 
groß, die Haushaltslöcher durch den Griff in 
die Taschen der Beschäftigten zu stopfen. Für 
ver.di steht fest: Das darf nicht so kommen. 
Der öffentliche Dienst hat keine Milliarden 
vernichtet. Er darf nicht für etwas bezahlen, 
was er nicht verschuldet hat. 

In der bevorstehenden Tarifrunde geht es da-
rum, eine realistische Forderung aufzustel-
len, die sich daran orientiert, was in Folge der 

Mitmachen! 
Tarifrunde 2010: Diskussion der 
Forderungen gestartet

gewerkschaftlichen Stärke durchgesetzt wer-
den kann. Das bedeutet: Wenn es ver.di ge-
lingt, neue Mitglieder zu gewinnen und ent-
sprechend viele Mitglieder zu mobilisieren, 
wird es auch möglich sein, die Realeinkom-
men der Beschäftigten nicht nur zu verteidi-
gen, sondern zu steigern. 

Dass ein Plus im Geldbeutel nicht nur sozial-
politisch, sondern auch wirtschaftspolitisch 
notwendig ist, wird weder von Experten 
noch von der Politik bestritten. Selbst die 
neue schwarz-gelbe Bundesregierung hält 
eine Stärkung des Konsums für notwendig – 
auch wenn sie dies mit fragwürdigen Mitteln 
erreichen will, nämlich mit Steuersenkungen. 

Für ver.di sind höhere Reallöhne zwingend, 
um die Fehler, die in den vergangenen Jahren 
in der Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Sozial-
politik gemacht wurden, zumindest teilweise 
zu beheben. Die hohe Abhängigkeit der 
deutschen Wirtschaft vom Export und eine 
Politik der Lohnzurückhaltung haben zu ei-
nem deutlichen Rückgang des Bruttoinlands-
produkts geführt. ver.di: „Das darf so nicht 
fortgeführt werden“. Gebraucht werde eine 
Lohnpolitik, die antizyklisch agiert und die 
Gefahren einer lang andauernden Stagnati-
on bekämpft. Dreh- und Angelpunkt ist für 
die Gewerkschaft dabei die Steuerpolitik. 
ver.di hat ein Steuerkonzept erarbeitet, mit 
dem 75 Milliarden Euro Mehreinnahmen 
möglich sind. Dieses Geld soll für Investitio-
nen in den öffentlichen Bereich und für neue 
Arbeitsplätze verwendet werden.  

In den vergangenen Jahren haben die Kom-
munen massiv Personal abgebaut. Sie haben 
zudem nur wenige junge Leute ausgebildet 
und wiederum nur einen Teil der Auszubil-
denden übernommen. Die Arbeitssituation 
in den verschiedensten kommunalen Aufga-
bengebieten – wie dem Bürgerservice, den 
Jobcentern, den Kitas, dem Hochbau, der 
Grünpfl ege und den Bauhöfen – ist von 
Arbeitsverdichtung, Überlastung und Stress 
gekennzeichnet. Trotz Einkommenssteige-
rungen in den vergangenen Jahren haben 
die Kommunen den Anteil der Personalaus-
gaben an den Gesamtausgaben auf von 
27,8 Prozent auf  25,1 Prozent  gedrückt. 
Qualitativ hochwertige öffentliche Dienst-
leistungen kann es nur mit gut bezahlten 
und motivierten Beschäftigten geben.  
I  streiktv.de 

Mehr zum „Konzept Steuer-
gerechtigkeit“: wipo.verdi.de

Bei der Tarifrunde 2008 kämpften die Beschäftigten lautstark für mehr Geld.  Foto: J. Bender
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Freiheit ist die Basis 
für soziale Sicherheit 

Nach der Wende ging es in den neuen Bun-
desländern um den Aufbau demokratischer 
Strukturen, nicht darum, das Westsystem 
zu kopieren. Dann aber überschlugen sich 
die Ereignisse. In einem Gespräch mit dem 
standIort spricht Monika Wulf-Mathies, 
zur Wendezeit Chefi n der Gewerkschaft 
Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, 
über Erwartungen, Fehleinschätzungen, über 
Freiheit und die Notwendigkeit, die Interes-
sen zu artikulieren. 

An was denken Sie, wenn es 
um den Mauerfall geht? 
Wulf-Mathies: Ich war damals gerade auf 
einem internationalen Kongress in Simbab-
we. Und dann sah ich im Fernsehen Men-
schen, die auf der Berliner Mauer tanzten. 
Das war ein absolut surreales Bild. Für die 
Wochen danach schwirren mir verschiedene 
Bilder durch den Kopf: Da fallen sich Men-
schen, die sich nicht kennen, in die Arme, da 
verschenken andere 100-D-Mark-Scheine an 
DDR-Bürger. 

Vor welcher Situation standen 
die Gewerkschaften nach der Wende?
Wulf-Mathies: Kurz nach dem Mauerfall 
hat ja kaum jemand an die Einheit gedacht. 
Und wer daran dachte, glaubte nicht, dass 
sie so schnell kommen würde. Wir gingen 
davon aus, dass es zunächst zwei deutsche 
Staaten geben würde, die miteinander ko-
operieren. Das Thema Einheit kam dann erst 
ein ganzes Stück später. Für mich war dieser 
Wandel sehr sinnfällig in den Slogans. Zuerst 
hieß es: Wir sind das Volk. Dann: Wir sind ein 
Volk. Wir dachten, die Menschen in Ost-
deutschland haben ein Recht auf eine eigene 
Entwicklung, auf einen eigenständigen de-
mokratischen Aufbau. Wir wollten bei die-
sem Aufbau helfen, als Berater – mehr nicht. 
Aber die Menschen wollten es anders. 

Wie war die Situation der 
Gewerkschaften in der DDR?
Wulf-Mathies: Wir sahen die Kolleginnen 
und Kollegen in der DDR zunächst nicht als 
potenzielle Mitglieder der ÖTV. Es ging uns 
darum, dass in der DDR neue Strukturen für 
die Arbeitnehmer/-innen-Vertretung aufge-
baut werden. Es ging um demokratische 
Wahlen – von der betrieblichen Ebene über 
die Kreise bis hin zur zentralen Ebene. Der 
FDGB war diskreditiert, galt als von der SED 
gesteuert. Aber die Menschen sind erstaunli-
cherweise nicht ausgetreten. Sie haben nur 

DER LANGE 
WEG ZUR 
GLEICHHEIT

Die Vorstellungen über das, was kommt, 
waren vage: Mehr Freiheit, mehr Demo-
kratie und Schluss mit der Stasi. Die 
Hoffnungen dafür um so größer: „Wir 
sind das Volk“, mahnten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Montags-
demonstrationen zunächst, die letztend-
lich zum Untergang der DDR geführt 
haben. Wenige Wochen später lautete 
der Slogan: „Wir sind ein Volk.“ Das war 
der entscheidende Schritt zur Einheit – 
auch der Einheit der Gewerkschaften. 

Wie war das – damals vor 20 Jahren und 
in den Jahren danach? Wie war es als die 
Mauer fi el, als die neuen Strukturen 
aufgebaut wurden, als das Engagement 
und die Hoffnung groß waren, als die 
Zeit aufregend war und jeder Tag was 
Neues brachte. Der stand Iort hat Kolleg-
innen und Kollegen und die damalige 
ÖTV-Chefi n Monika Wulf-Mathies ge-
fragt. Sie alle sind sich einig: Wenn 
die Kolleginnen und Kollegen im Osten 
bei den Tarifauseinandersetzungen heu-
te die Kraft an den Tag legen würden, 
die sie vor 20 Jahren zeigten, wäre die 
Angleichung von Ost und West ein Kin-
derspiel. 

Frank Pieper, ver.di Rostock 
Freiheit und garantierte Arbeitsplätze 

„Die Gewerkschaft hat die Übergänge begleitet. Sie hat Tarifver-
träge abgeschlossen und versucht, die Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten in den neuen Bundesländern zu regeln. Dass dieser 
Prozess dennoch für die Mehrheit der Menschen in Ostdeutsch-
land sehr schmerzhaft war und auch noch ist, steht außer Frage. 

Nur die wenigsten von uns wussten oder haben wahrhaben wollen, wie marode die 
Industrie in der DDR war. Deshalb haben auch nur ganz wenige die Entwicklung voraus-
gesehen: dass Betriebe geschlossen wurden, dass viele Arbeitsplätze wegbrachen, dass 
viele auch wegzogen – eben den Arbeitsplätzen entgegen. Und natürlich war es schwer 
für die Kolleginnen und Kollegen in den neuen Bundesländern, ihr Schicksal selbst in die 
Hand zu nehmen. Deshalb ist auch heute noch oft zu hören, wer alles was tun soll – die 
Gewerkschaft, der Staat, die Kirche. Wir müssen uns für unsere Interessen stark ma-
chen, wir müssen auf die Straße gehen, wir müssen aktiv werden. Nur dann wird sich 
die Situation ändern.“ 

Ute Schneider, Personalratsvorsitzende der Stadtverwaltung Forst 
Wir müssen für unsere Interessen kämpfen  

„Es war eine aufregende Zeit – der Sommer und der Herbst 1989. 
Die Stimmung war richtig prickelnd, die Luft hat geknistert. Nach 
dem Mauerfall veränderte sich einiges: Plötzlich machte sich 
Angst um die Arbeitsplätze breit. Wir haben uns zusammenge-
schlossen und früh einen Personalrat gegründet. Wir haben ge-

lernt, was ein Personalrat ist, was er leisten kann, wo seine Grenzen liegen. Wir haben 
Personalratsarbeit von der Pike auf gelernt – und uns so entwickelt. Die ÖTV hat uns 
dabei unterstützt. Als die erste Kündigungswelle kam, wussten wir, wie wir die Interes-
sen der Kolleginnen und Kollegen am besten vertreten können. Wir haben in den ver-
gangenen Jahren viel gekämpft – vor allem gegen Stellenabbau. Oft konnten wir die 
Folgen für die Beschäftigten nur abmildern, aber nicht verhindern. Das hat viel Kraft 
gekostet. Der Schwung, der den Herbst 1989 so aufregend machte, fehlt heute vieler-
orts. Wir wissen, dass wir unsere Arbeitsbedingungen nur verbessern können, wenn wir 
uns engagieren. ver.di kann sich nur dann mit Erfolg für unsere Interessen einsetzen, 
wenn wir hinter ver.di stehen.“

Harry Warnecke, Verwaltungsjustiziar, Stadtverwaltung Leipzig
Viel real und nichts demokratisch 

„Ich kam 1990 aus Niedersachsen nach Leipzig und sollte dabei 
helfen, die neue Verwaltung aufzubauen. Eine Verwaltung wie im 
Westen gab es nicht. Die Strukturen, die ich vorfand, waren für 
mich nicht nachvollziehbar: Es gab einfach keine Regeln. Abgese-
hen von einer Regelmäßigkeit: Meist wurden die Entscheidungen 

für die Behörden und gegen die Menschen getroffen. Es sei denn, es sollte zum Beispiel 
irgendwer für irgendwas belohnt oder anerkannt werden – dann fi el die Entscheidung 
vollkommen anders aus. Wie in den Jahren der DDR so lief auch noch Anfang der 90er- 
Jahre viel über Beziehungen. 

Wie man auf mich reagiert hat? Zuerst neugierig. All die, die vom DDR-System profi tiert 
hatten, sahen mich als Feind. Inzwischen bin ich fast zwei Jahrzehnte hier und wir sind 
einfach nur Kolleginnen und Kollegen. Sicher gibt es weiter Unterschiede zwischen den 
Menschen in Ost und West. Das ist auch eine Altersfrage. Wer in der DDR aufgewach-
sen ist, den hat das System eben auch geprägt. Für die Jungen spielt die Mauer keine 
Rolle mehr. Ost und West interpretieren sie ausschließlich geografi sch.“ 

November 1998 – die Mauer wird Vergangenheit. Foto: G. Fromm
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ihre Beiträge nicht mehr bezahlt. Das Geld 
blieb in den Betrieben, fl oss teilweise aber 
auch in dunkle Kanäle. Das war ein Prozess, 
der ein Stück weit auch enttäuschend war. 
Denn wir dachten, die Menschen nehmen 
nun ihr Schicksal selbst in die Hand und 
kämpfen für ihre Interessen. Und sicher, es 
gab sehr Engagierte. Aber viele warteten auf 
Anweisungen. 

Hat der Westen den Osten kolonialisiert?
Wulf-Mathies: Ja und nein. Man muss Fol-
gendes sehen: Der Westen, seine Produkte 
und Systeme waren für die Menschen in Ost-
deutschland damals so attraktiv, dass sich die 
Frage, ob man Dinge aus dem Osten über-
nehmen könne, meist gar nicht erst gestellt 
hat. Dabei hätte man durchaus auch vom Os-
ten lernen können: Die Polikliniken oder das 
Angebot an Kinderbetreuungsplätzen waren 
Errungenschaften, die wir im Westen auch 
gut gebrauchen konnten, auch wenn ihre In-
halte zum Teil reformbedürftig waren. Da-
mals redeten wir aber wie gegen eine Wand, 
wenn wir diese Dinge verteidigten. Und dann 
waren da natürlich auch die, die nicht mit 
guten Absichten in den Osten gingen, son-
dern mit handfesten Interessen. Die Men-
schen im Osten wurden teilweise über den 
Tisch gezogen, ausgenutzt – weil sie sich in 
dem neuen System nicht gut auskannten. 
Auf der anderen Seite hatten wir keine Vor-

stellung davon, wie sich das Leben in einem 
solchen System auf das Denken und Handeln 
auswirkt, dass die Menschen dazu erzogen 
wurden, nicht aufzufallen, passiv zu sein. Der 
Satz: Jeder ist seines eigenen Glückes 
Schmied, war ein Sprichwort, mit dem die 
Menschen in der DDR nichts anfangen konn-
ten. Engagement lohnt sich – das ist eine 
Erfahrung, die sich auch heute noch nicht 
überall rumgesprochen hat. Das schimmert 
in Diskussionen immer wieder durch. 

Dass gleiche Arbeit nicht gleich bezahlt 
wird, hat für viel Unmut gesorgt. 
Wulf-Mathies: Das ist auch verständlich. Es 
war die ÖTV, die bei der Lohnangleichung 
Ost-West den Vorreiter machte. Das war eine 
Frage der sozialen Gerechtigkeit. Wir wollten 
damit einen Beitrag zur sozialen Einheit leis-
ten. Lohngleichheit bedeutete auch Aner-
kennung der Lebensleistung. Aber es hat sich 
auch gezeigt, dass Gerechtigkeit und ökono-
mische Vernunft nicht immer leicht zu ver-
binden sind.

20 Jahre sind seither vergangenen – 
und teilweise macht sich Nostalgie breit. 
Wulf-Mathies: Auf DDR-Nostalgie reagiere 
ich allergisch. Denn dabei wird unter den 
Teppich gekehrt, wie das System tatsächlich 
war. Da kann man sich nicht ernsthaft zu-
rücksehnen. Uns in der ÖTV ging es von An-

fang an darum, dass Demo-
kratie von unten nach oben 
entsteht. Keine Strukturen 
von oben nach unten, wie es 
in der DDR war. Aber wir ha-
ben das Beharrungsvermögen 
der Menschen unterschätzt, 
wir haben unterschätzt, was 
es bedeutet, wenn Menschen 
so lange unter den Bedingun-
gen einer Diktatur leben. 

Wie sieht die Situation heute 
aus Ihrer Sicht aus?
Wulf-Mathies: Die Gräben, 
die zwischen Ost und West 
lagen, sind jetzt weit weniger 
tief. Die Lebensumstände nä-
hern sich an. Die Menschen 
haben die gleichen Probleme 
– sie sorgen sich um ihren 
Arbeitsplatz. Wobei es in 
Mecklenburg-Vorpommern 
bedrohlicher ist, wenn man 
den Arbeitsplatz verliert als 
im Rhein-Main-Gebiet, weil es 
hier einfach mehr Arbeitsplät-
ze gibt. Und eines ist klar: Die 

ÖTV in der DDR 
Für wenige Monate gab es 1990 eine 
„ÖTV in der DDR“. Gegründet wurde die 
„kleine Schwester“ der bundesrepubli-
kanischen Gewerkschaft ÖTV am 9. Juni 
1990 in Magdeburg. Von vornherein 
als Übergangslösung geplant, war dies 
dennoch ein wichtiger Schritt hin zu ei-
ner gesamtdeutschen gewerkschaftli-
chen Vertretung der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst, im Transport und 
Verkehrswesen, in der Ver- und Entsor-
gungswirtschaft, im Gesundheits- und 
Sozialwesen sowie in privaten Dienstleis-
tungsbetrieben. Nun gab es für die Kolle-
ginnen und Kollegen in der DDR, die in 
diesen Bereichen arbeiteten, eine Alter-
native zu den alten Gewerkschaften des 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(FDGB). Diesen Weg hatte der Hauptvor-
stand der Gewerkschaft ÖTV geebnet. Er 
wollte keine Vereinigung über Mitglie-
derlisten, sondern den bewussten Beitritt 
jedes einzelnen Mitglieds. Dieser Be-
schluss vom 10. Mai 1990 war das Start-
signal für eine äußerst dynamische Ent-
wicklung, die über die „ÖTV in der DDR“ 
mit dem Tag der Deutschen Einheit zu 
einer geeinten Gewerkschaft ÖTV in der 
Bundesrepublik führte. 

Verlierer der Einheit waren die um die 50-Jäh-
rigen, die vom Niedergang der Wirtschaft in 
den neuen Bundesländern voll erwischt wur-
den, die ihren Arbeitsplatz verloren und kei-
ne neue Stelle gefunden haben. All jene, die 
heute davon schwärmen, dass es in der DDR 
keine Arbeitslosen gab, muss man allerdings 
auch daran erinnern, dass die Arbeitsbedin-
gungen oft alles andere als ideal waren: Von 
unzulänglichen Produktionsmethoden über 
ständige Normerhöhungen bis zu fehlendem 
Material. 

Was eint die Menschen hier wie dort?
Wulf-Mathies: Die Menschen in Deutsch-
land eint der Wunsch nach sozialer Sicher-
heit. Das Sicherheitsbedürfnis ist nicht geo-
grafi sch zu verorten, sondern ist offenbar in
dieser Ausprägung eine typisch gesamtdeut-
sche Eigenart. Manchen geht sogar die sozi-
ale Sicherheit über die Freiheit. Sie vergessen 
dabei, dass Freiheit und Demokratie wesent-
liche Voraussetzungen für soziale Sicherheit 
sind. Es hat mich deshalb sehr beeindruckt, 
dass der Weg von Solidarnosc in Polen eher
umgekehrt verlief: Dort ging es trotz vieler 
Entbehrungen zuallererst um Freiheit und 
Demokratisierung.  

I Das komplette Interview und die 
ausführlichen Statements stehen unter 
gemeinden.verdi.de 

Viola Rabe, Schulsachbearbeiterin in Leipzig 
Es war eine aufregende Zeit 

„Es war eine aufregende Zeit – für uns alle. Ich habe mich nicht 
an den Montagsdemonstrationen beteiligt – weil ich Angst hatte. 
Und schon Wochen zuvor ging die Stasi in unserer Schule ein und 
aus. Sie machten unserem Schulleiter die Hölle heiß, weil wieder 
Familien aus unserem Viertel vom Urlaub nicht mehr zurück ge-

kommen waren. Im Herbst 1989 spürte jeder: Da ist was im Gange. Und wir haben 
gehofft, dass nicht alles wieder einfach vorbeigeht und es wieder wie zuvor wird. Von 
einer Wende, von dem Mauerfall – nein, daran haben wir nicht gedacht. Im Laufe des 
Jahres 1990 habe ich unserem Stadtteil dann den ersten Personalrat aufgebaut. Denn 
mich hatte schon immer gestört, dass die Pädagogen immer die besseren Karten hatten. 
Wo aber blieben die Schulhausmeister, wo die Schulsekretärinnen und die Reinigungs-
kräfte? Das war eine richtige Aufbruchstimmung – vermutlich waren wir angesteckt von 
der Straße. Dieser Elan ist in den Folgejahren etwas abhanden gekommen. Vielleicht 
weil es dann vor allem um Einschnitte ging, um Kündigungswellen und immer wieder 
Entlassungen. Diesen Elan, der die Anfangsjahre prägte, müssen wir wieder fi nden.“ 

Martin Jander, Historiker
Zivilgesellschaft ist zu wenig entwickelt 

„Die West-Gewerkschaften ließen sich und den Menschen keine 
Zeit, um eigene demokratische Strukturen aufzubauen. Einerseits 
ist das nachzuvollziehen, denn es bestand damals die Gefahr, dass 
gewerkschaftliche Interessenvertretung sich in den neuen Bun-
desländern in Berufs- und Interessenverbände zersplittern würde. 

Der FDGB war ein Anhängsel der SED, eine unabhängige Gewerkschaft war das nicht. 
In der Bevölkerung war er nach der Wende deshalb auch nicht besonders hoch angese-
hen. Dennoch wurde er – beziehungsweise seine Funktionäre – zu größeren Teilen aus 
dem alten Apparat in die neuen Gewerkschaften überführt. Die West-Gewerkschaften 
haben die Bemühungen der Menschen in der Noch-DDR nicht ernst genommen, sich 
von unten neu zu konstituieren. Sie haben nicht ernst genommen, dass sich hier über-
haupt Demokratie ganz neu formieren muss. Stattdessen ging es von oben nach unten. 
Darunter hat nicht nur die Gewerkschaftsdemokratie schwer gelitten. Die Folge davon 
ist, dass die Zivilgesellschaft in den neuen Bundesländern immer noch zu wenig ausge-
bildet ist.“ 

Siegfried Hörhold, Instandhaltungsmechaniker bei der Stadt Hoyerswerda 
Verhandlungen auf Augenhöhe 

 „Dass es so lange gedauert hat, bis die Löhne in Ost und West 
angeglichen wurden, das hat viele verärgert. Und dabei sind sie ja 
in einigen Bereichen heute – 20 Jahre danach – immer noch un-
terschiedlich. Das hätte von Anfang an angeglichen werden müs-
sen – und zwar zu 100 Prozent. Die ÖTV war nach der Wende 

sehr schnell präsent und das war gut so. Denn die ÖTV hat auch dazu beigetragen, dass 
wir uns in dem neuen System zurechtfanden, das uns doch übergestülpt wurde. Der 
FDGB war für viele ja nur ein Transmissionsriemen der SED. Somit war er nicht attraktiv. 
Wir hatten uns den Einigungsprozess anders vorgestellt: Wir wollten Reformen, wir 
wollten Freiheit, wir wollten nicht mehr eingesperrt sein. Und wir wollten Beitrittsver-
handlungen auf Augenhöhe. So ist es nicht gekommen. Und das lag auch an dem Eini-
gungsvertrag, den ich – im Nachhinein betrachtet – anders gewünscht hätte. Und eines 
wurde auch erst weit nach der Wende klar: Wir haben nicht gewusst, was auf uns zu- 
kommt, wie das Leben im Westen wirklich ist, was es heißt, Angst um den Arbeitsplatz 
zu haben. Oder was es heißt, die eigenen Interessen zu vertreten.“ 

Angleichung Tarifgebiet Ost Bemes-
sungssatz

1.7.1991 bis 30.4.1992 60 v. H.

1.5.1992 bis 30.11.1992 70 v. H.

1.12.1992 bis 30.6.1993 74 v. H.

1.7.1993 bis 30.9.1994 80 v. H.

1.10.1994 bis 30.9.1995 82 v. H.

1.10.1995 bis 31.8.1997 84 v. H.

1.9.1997 bis 31.8.1998 85 v. H.

1.9.1998 bis 31.7.2000 86,5 v. H.

1.8.2000 bis 31.12.2000 87 v. H.

1.1.2001 bis 31.12.2001 88,5 v. H.

1.1.2002 bis 31.12.2002 90 v. H.

1.1.2003 bis 31.12.2003 91 v. H.

1.1.2004 bis 31.12.2004 92,5 v. H.

1.7.2005 bis 30.6.2006 nur VKA 94 v. H.

1.7.2006 bis 30.6.2007 nur VKA 95,5 v. H.

1.7.2007 nur VKA 97 v. H.

Ab 1.1.2008 für die Entgelt-
gruppen 1 bis 9 (bis Vb bzw. 
Kr VIII) Bund/VKA/TdL

100 v. H.

Ab 1.4.2008 Bund insgesamt 100 v. H.

Ab 1.1.2010 VKA/TdL für die 
übrigen Entgeltgruppen

100 v. H.
Leipzig 1991: Mitglieder der ÖTV Ost demonstrieren.  Foto: ver.di
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Als es Eva erwischte, war sie gerade 45 
Jahre alt. Seither lassen sie die Rücken-
probleme nicht mehr los. Seither ist es 
vorbei mit acht Stunden Sitzen am Stück. 
Doch wie sollte sie sonst die Arbeit ma-
chen, die die Verwaltungsangestellte ge-
lernt hatte, die ihr Beruf war. Inzwischen 
hat Eva nicht nur einen neuen ergonomi-
schen Stuhl, sondern auch ein Stehpult. 
Wenn es sitzend gar nicht mehr geht, 
steht sie am Pult. Dass ihr Arbeitsplatz, 
dass ihr Tisch, Pult und Stuhl inzwischen 
optimal auf sie zugeschnitten sind, ist 
auch der Schwerbehindertenvertretung 
im Amt zu verdanken. 

Schwerbehindertenvertretungen sind die 
Ansprechpartner in den Verwaltungen und 
Betrieben, sie sind die Experten für Reha-
bilitation, für Integration und Prävention, 
betont Lucie Pötter-Brandt, selbst Schwer-
behindertenvertreterin bei der Stadt Wolfs-
burg. Eigentlich ist sie Sozialarbeiterin beim 
Jugendamt, seit Jahren aber engagiert sie 
sich dafür, dass Schwerbehinderte nicht aus-
gegrenzt werden, dass sie ihrem Job nachge-
hen können. Zunächst war sie nur zum Teil, 
inzwischen ist sie voll freigestellt. Und damit 
erübrigt sich fast auch die Frage, warum 
Schwerbehindertenvertretungen in einem 
Amt, in einer Verwaltung gebraucht werden. 
„Weil die Schwerbehindertenvertretungen 
dafür sorgen, dass Menschen mit Behinde-
rungen integriert werden“, sagt Pötter-
Brandt, weil sie akribisch aufpassen, dass 
Schwerbehinderte nicht unter die Räder 
kommen. Denn „von allein passiert gar 
nichts“, stimmt ihr Felizitas Ißelmann zu, 
Schwerbehindertenvertreterin bei der Stadt 
Oberhausen. Beiden ist dabei die gute Zu-
sammenarbeit mit der Personalvertretung 
sehr wichtig.

Vielfältige Ursachen
Es kann jeden treffen: Schwerbehindert heißt 
in der Regel nicht Rollstuhl. Vier von fünf 
Schwerbehinderun-
gen entstehen durch 
eine Krankheit. Wer 
älter ist als 50 Jahre, 
den trifft es – statis-
tisch gesehen – öfter 
als Jüngere. Meist 
geht es um Muskel- 
und Skeletterkran-
kungen, Herz-Kreis-
lauferkrankungen 
und psychische Krankheiten. Die Ursachen 
können vielfältig sein: Schwere körperliche 
Arbeit und einseitige Belastungen zum Bei-

NEUER BERUF IN DER 
MACHE – START FÜR 
GEOMATIKER/-IN AB 2010 

Fundierte, zukunftsweisende 
Ausbildung 

Die Arbeitswelt entwickelt sich ständig 
weiter. Alte Berufe verschwinden, neue 
entstehen und müssen gestaltet werden – 
auch im öffentlichen Dienst. Seit Januar 
2009 steht der enge Zeitplan für den neu-
en Ausbildungsberuf Geomatiker/-in.

Im April trafen sich erstmals die vom Bun-
desinstitut für Berufsbildung berufenen 
Sachverständigen, die seitdem monatlich 
tagen. ver.di hat einen Katalog der zu ver-
mittelnden Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten für den neuen Ausbildungsbe-
ruf erarbeitet. Die Federführung liegt bei 
der Bundesfachkommission Vermessung 
und Kartographie aus dem ver.di-Fachbe-
reich Bund und Länder, deren Vorsitzender 
Michael Frischkorn auch zu den Sachver-
ständigen aus dem Bereich der Geomatik 
gehört. Unter den Sachverständigen der 
Vermessungstechnik ist Karlheinz Schult-
heis, Personalratsvorsitzender des Stadt-
vermessungsamtes Frankfurt/Main, aus 
dem Fachbereich Gemeinden.

Der neue Ausbildungsberuf Geomatiker/
-in dürfte künfi g eine erhebliche Bedeu-
tung erhalten. Geografi sche Informatio-
nen spielen heute bei bis zu 80 Prozent 
aller Projekte und Entscheidungen in Wirt-
schaft und Politik eine wichtige Rolle. Sie 
bilden die Grundlage für Planung, Gestal-
tung und nachhaltige Entwicklung unserer 
Umwelt.

Die Geomatik steht eng in Verbindung mit 
Geografi e, Kartografi e und Geodäsie und 
sie befasst sich mit der Erhebung, Erfas-
sung, Bearbeitung, Fortführung, Verwal-
tung und Vermarktung von raumbezoge-
nen Informationen unter Verwendung 
wissenschaftlich fundierter Methoden und 
Verfahren. „Für uns ist es wichtig, eine 
fundierte,  zukunftsweisende, qualifi zierte 
Ausbildung in der Geomatik zu erarbei-
ten”, sagt Michael Frischkorn. „Wir wol-
len, dass eine große Mobilität im Beruf 
ermöglicht wird.” Die Sachverständigen 
werden bis zum Jahresende den Verord-
nungstext sowie die zeitlichen und sach-
lichen Inhalte des Ausbildungsberufs fer-
tigstellen. 

I  Weitere Informationen: 
geo.verdi.de

WEIL SOZIALE 
SELBSTVERWALTUNG 
TEILHABE ERMÖGLICHT 

Erste Fristen für die Sozialwahl 2011 
laufen bereits – ver.di wählen 

ver.di hat beschlossen auch zu den nächs-
ten Sozialwahlen 2011 mit eigenen Listen 
bei den Krankenkassen, der Deutschen 
Rentenversicherung und den Unfallver-
sicherungsträgern anzutreten. Und da die 
ersten Fristen bereits laufen, wird es Zeit, 
sich mit dem Thema Sozialwahl intensiver 
zu befassen. 

Die Fragen, die immer wieder gestellt wer-
den, was machen eigentlich die Selbstver-
waltungen in den Sozialversicherungsträ-
gern und wozu das Ganze? Die soziale 
Selbstverwaltung gehört unabdingbar zu 
unserer demokratischen Gesellschaftsord-
nung. Sie ermöglicht eine Integration von 
Arbeitnehmerinteressen in die Entschei-
dungsprozesse; sie schafft Versichertennä-
he, stärkt das Demokratieprinzip und er-
möglicht gesellschaftliche Partizipation. 
Doch das ist längst noch nicht alles. Die 
soziale Selbstverwaltung nimmt eine Ver-
mittlerfunktion im Verhältnis Versicherte – 
Verwaltung, aber auch umgekehrt wahr. 
Sie  ist  unabhängig von parteipolitischer 
Einfl ussnahme und ermöglicht so ein 
selbstbewusstes Auftreten gegenüber Po-
litik und Öffentlichkeit.

Warum nun ver.di wählen? Dafür spre-
chen viele Gründe, einige seien hier jetzt 
genannt. Die ver.di-Kolleginnen und -Kol-
legen in den Selbstveraltungen haben die 
Erfahrungen auf dem Gebiet des Arbeits- 
und Sozialrechtes, sie haben Verhand-
lungsgeschick und viele hilfreiche Kontak-
te untereinander. Sie kommen aus den 
unterschiedlichsten Berufs- und Alters-
gruppen. Sie haben ein Ohr für die Ver-
sicherten, beraten und entscheiden in de-
ren Sinn – nicht im Sinne der Verwaltung.

Nicht zuletzt ist die Anzahl der Versicher-
tenberaterinnen und -berater bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund, die 
ver.di benennen kann, abhängig vom 
Wahlergebnis. Dies allein ist schon ein 
guter Grund: „ver.di wählen“.

I  Für weitere Informationen und Hilfe 
stehen in den Landesbezirken die 
Sozialwahlbeauftragten zur Ver- 
fügung und in der Bundesverwal-
tung das Ressort 10 Sozialpolitik, 
Axel Schmidt, Tel.: 0 30/69 56–2140.

ES KANN JEDEN TREFFEN 
Schwerbehindertenvertretungen sind die Experten 
für Rehabilitation, für Integration und Prävention

Wahlen der Schwerbehindertenvertretungen
Im Herbst 2010 stehen in den Betrieben und Verwaltungen die 
Wahlen der  Schwerbehindertenvertretungen an. Anfang 2010 
sollte mit den Vorbereitungen zu diesen Wahlen begonnen 
werden. Generell gilt: Arbeiten in einem Betrieb oder in einer 
Verwaltung mehr als fünf Schwerbehinderte oder Gleichge-
stellte, wird eine Schwerbehindertenvertretung gewählt. Mehr 
Informationen dazu unter www.sozialpolitik.verdi.de.

spiel. Aber ebenso Stress. Längst wissen 
nicht nur Experten, dass Stress sich im 
Rücken bemerkbar machen kann. 

Die Zahl der Menschen, die an Depressionen 
leiden, nimmt zu. Es kann die Bibliothekarin 
ebenso wie die Krankenschwester treffen, 
die Erzieherin in der Kindertagesstätte eben-
so wie den Gärtner im Grünfl ächenamt. Die 
Folge: Der oder die Betreffende kann nicht 
mehr in vollem Umfang arbeiten. „Es geht 
darum, Hilfen anzubieten“, sagt Pötter-
Brandt, „ damit die Betroffenen ihren Beruf 
weiterhin ausüben können.“ 

Maßgeschneiderte Lösungen
Pötter-Brandt, Ißelmann und ihre Kollegin-
nen und Kollegen landauf, landab sind auch 
diejenigen, die sich darum kümmern, dass 
Betroffene umgeschult werden – wenn sie 
noch jung genug sind. Oder sie versuchen, 
dass ein anderer Arbeitsplatz gefunden wird. 
Doch gerade das ist meist ein schwieriges 
Unterfangen. Sogenannte Nischenarbeits-
plätze sind in den vergangenen Jahren weit-
gehend verschwunden. 

„Wir suchen individuelle Lösungen“, betont 
Ißelmann. Weil in der Regel Lösungen von 
der Stange einfach nicht passen, muss  es 
maßgeschneidert sein – wenn es wirklich hel-
fen soll. Ein funktionierendes Betriebliches 
Eingliederungsmanagement kann ein gutes 
Mittel sein, um dies zu realisieren. Schwerbe-
hindertenvertretungen kümmern sich dabei 
auch um Prävention. Vorbeugung ist das A 
und O, besonders wenn es bei der Rente mit 
67 bleibt.  

S O Z I A L P O L I T I K

Die Technik hilft – damit Schwerbehinderte ihren Arbeitsplatz behalten können: Im Büro wie im Gartenbau.  Fotos: ver.di
So kann der Multifunktions-Schlepper mit nur einer Hand bedient werden.                            
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S E M I N A R ES E M I N A R E

Aktiv in Betrieb und Gesellschaft
Wie kann ich mich mit meinen Ideen und Vorstellun-
gen zur Arbeitswelt, zur Zusammenarbeit und Ent-
wicklung in meinem Betrieb und in der Gesellschaft 
einbringen? Welche Möglichkeiten zur Durchsetzung 
von Arbeitnehmer/-innen-Interessen habe ich? Wel-
che Organisationsstrukturen fördern ein aktives Mit-
einander im Betrieb? Wie lassen sich Gestaltungs-
möglichkeiten entwickeln? Wir bieten in diesem 
Seminar den Raum, um diese Fragen gemeinsam zu 
bearbeiten und wir entwickeln mit den Teilnehmer/
-innen Unterstützungsstrategien für die eigene, 
betriebliche und gesellschaftliche Interessenvertre-
tungsarbeit.
BE 11 100419 02 19.04.–23.04.2010
BE 11 100920 02 20.09.–24.09.2010
Ort: Berlin-Wannsee

Lokale Öffentliche Wirtschaft Entwickeln 
(LÖWE) – Qualitätskommunen – Vorschläge 
für die ideale Verwaltung und ein 
funktionierendes Gemeinwesen? IMK

Die norwegische Regierung, der Arbeitgeberverband 
und die Gewerkschaft Fagforbundet unterzeichneten 
im Oktober 2006 eine Vereinbarung über ein Pro-
gramm für die hochwertige Entwicklung des Kom-
munalsektors. Die Vereinbarung folgte einem ge-
werkschaftlichen Vorschlag zur Entwicklung einer 
Modellkommune und einer Initiative für hochwertige 
öffentliche Dienste. In der Modellkommune sollen 
Erfahrungen und Wissen der Kommunalbeschäftig-
ten genutzt werden, um Dienstleistungen zu verbes-
sern. Interaktion und Kommunikation zwischen 
Arbeitnehmer/-innen, dem kommunalen Manage-
ment und den Bürger/-innen bieten die Möglichkeit 
für ein fl exibleres Haushaltswesen, bessere öffentli-
che Dienste und hochwertige Arbeitsbedingungen. 
Ob dies funktioniert und inwieweit die Erfahrungen 
auf Deutschland übertragbar sind, wird Gegenstand 
des Seminars sein. Im Mittelpunkt stehen dabei – in 
guter LÖWE-Tradition – die Möglichkeiten betriebli-
cher und gewerkschaftlicher Arbeit vor Ort.
LH 02 101110 01 10.11.–12.11.2010
Ort: Lage-Hörste

Lokale Öffentliche Wirtschaft Entwickeln 
(LÖWE) – Finanzkrise, Schuldenbremse, 
Haushaltssicherung – kann überhaupt noch 
gespart werden? IMK

Leistungskürzungen, Leistungsausfälle, als „Effi zi-
enzsteigerung“ titulierter Stellenabbau, Lohn- und 
Gehaltsverzicht, Privatisierungen, Schließungen – 
das ohnehin jahrelang geschwächte öffentliche 
Gemeinwohl wird an vielen Orten nicht mehr auf-
rechterhalten werden können. Die absehbaren Steu-
erausfälle verschärfen die Finanznot der öffentlichen 
Hand, insbesondere der Kommunen. Mit der Krise 
der Wirtschaft (und der Demokratie) geraten auch 

öffentliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen 
und die Kommunalverwaltungen massiv unter Druck. 
Was können Betriebs- und Personalräte in dieser 
Situation überhaupt tun? Welche betrieblichen, ge-
werkschaftlichen und politischen Perspektiven gibt 
es? Welche Chancen und Grenzen haben betriebli-
che Mitbestimmung, tarifl iche Regelungen und die 
politische Mobilisierung bis zu Bürgerentscheiden? 
Dieses sind nur einige der Fragestellungen, die im 
Seminar bearbeitet werden.
LH 02 100614 02 14.06.–16.06.2010
Ort: Lage-Hörste

TVöD-Aufbauseminar: Regelungen 
und Gestaltungen der Arbeitszeit
Der TVöD trägt mit einer Reihe von zum Teil neuen 
Regelungen zu Arbeitszeit, Arbeitszeitmodellen und 
-gestaltung zur Flexibilisierung der Arbeitszeit im 
öffentlichen Dienst bei. Das Seminar führt in die Ar-
beitszeitproblematik ein und vermittelt einen Über-
blick über die im TVöD getroffenen Vereinbarungen. 
Es benennt die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
zur Arbeitszeitgestaltung, defi niert und erläutert die 
unterschiedlichen Regelungen und Begriffe des TVöD 
zu diesem Thema. Bearbeitet werden die Aufgaben, 
Beteiligungsrecht und Regelungsbedarfe der Interes-
senvertretung bis hin zur Arbeitszeitgestaltung durch 
Betriebs-/Dienstvereinbarungen. 
  Gesetzliche und tarifl iche Grundlagen der 
Arbeitszeitgestaltung
 Regelungen und Begriffe des TVöD zur Arbeitszeit
  Regelungsbedarfe und Mitbestimmungs-
grundlagen bei der Arbeitszeitgestaltung
  Formen der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung, 
Kernpunkte von Betriebs-/Dienstvereinbarungen

BE 01 100503 02 03.05.–07.05.2010
Ort: Berlin-Wannsee

TVöD-Spezial: Leistungsorientierte Bezahlung
Modul: Zielvereinbarungen und 
systematische Leistungsbewertung
Zukünftig kann gemäß TVöD (VAK, Bund und TV-
Länder) zwischen Arbeitnehmer/-innen und Arbeit-
gebern eine vertragliche Abrede getroffen werden, 

wonach innerhalb eines konkreten Zeitraums einzel-
ne Ziele erreicht werden sollen. Zum Abschluss 
von Zielvereinbarungen gehören Gespräche zwi-
schen Beschäftigten und Führungskräften, der Ge-
staltungsrahmen unterliegt jedoch den Beteiligungs-
rechten von Betriebs- und Personalräten. 
BE 01 100301 03 01.03.–05.03.2010
Ort: Berlin-Wannsee

TVöD-Spezial: Evaluation
In vielen Bereichen, in denen der TVöD (VKA und 
Bund) angewandt wird, wurden Verfahren zur Um-
setzung des § 18 TVöD eingeführt. Die ersten Erfah-
rungen wurden gesammelt. Nun ist es an der Zeit, 
eine erste Zwischenbilanz zu ziehen. In dem Seminar 
werden wir Evaluationskriterien erarbeiten, die aus 
Sicht der Personal-/Betriebsräte und weiterer Interes-
senvertretungen von Bedeutung sein sollten. Zu-
gleich werden wir auch verschiedene Evaluationsver-
fahren vorstellen und auf ihre Wirksamkeit und 
Aussagekraft in Bezug auf die Belange der Interes-
senvertretungen und der Beschäftigten diskutieren 
und überprüfen.
BE 01 100705 01 05.07.–09.07.2010
Ort: Berlin-Wannsee

Zusatzversorgung – die betriebliche 
Altersversorgung der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst 
Gegenstand des Seminars ist die zusätzliche Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung der Arbeitnehmer/-
innen des öffentlichen Dienstes, deren System auf 
der Grundlage des Satzungsrechts der Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Länder (VBL) sowie der 
kommunalen Zusatzversorgungseinrichtungen dar-
gestellt und erläutert werden soll. 
  Grundzüge des bisherigen Gesamtversorgungs-
systems

  Alterssicherung durch gesetzliche Rente, betrieb-
liche Altersvorsorge und die „Riester“-Rente

  Das neue Punktesystem (Grundkonzept, Leis-
tungsformel, soziale Komponenten, Finanzierung)

  Überleitung in das neue System: Auswirkungen 
auf die verschiedenen Gruppen

  Altersteilzeit als Alternative?
  Handlungsmöglichkeiten und Beratungskompe-
tenz für die betriebliche Interessenvertretung

BE 01 100412 03 12.04.–16.04.2010
Ort: Berlin-Wannsee

„Gute Arbeit“ – Ansätze und Instrumente 
beschäftigtenorientierter Arbeitsgestaltung
Mit dem Thema „Gute Arbeit“ ist die humane Ge-
staltung der Arbeitswelt wieder stärker in den Fokus 
der betriebs-, tarif- und gesellschaftspolitischen Dis-
kussion gerückt. Ziel des Strategiekonzeptes „Gute 
Arbeit“ ist es, gegen schlechte Arbeit Widerstands-
linien zu stärken, Interventionsansätze für Arbeitsge-

staltung auszubauen und Zukunftskonzepte einer 
humanen Arbeitswelt zu konkretisieren. Zentrales 
Themenfeld dieses Seminars sind die Handlungs-
möglichkeiten der Arbeitsgestaltung. Dabei wird 
u. a. die Entgrenzung der Arbeitszeiten und die Zu-
nahme psychischer Belastungen eine Rolle spielen. 
Insbesondere werden betriebliche Handlungsinstru-
mente sowie deren Einsatzmöglichkeiten in der be-
trieblichen Praxis erläutert und diskutiert. Mitbestim-
mungsmöglichkeiten der Personalräte zum Einsatz 
der Instrumente werden behandelt.
SF 09 100906 06 06.09.–08.09.2010
Ort: Saalfeld

Public-Private-Partnership (ÖPP/PPP)
Trotz zunehmend gescheiterten PPPs und den be-
rechtigten Zweifeln an der Effektivität und Effi zienz 
öffentlich-privater Partnerschaften (ÖPP/PPP) bereits 
in der Planungsphase werden neue Vorhaben ange-
schoben. Inhouse-Seminare auf Anfrage.

Privatisierung – Rekommunalisierung: 
2 Seiten einer Medaille?
Ob Reinigungsdienste, Grünfl ächenpfl ege oder Pla-
nungsleistungen – in immer mehr Städten und Ge-
meinden wird die Rekommunalisierung privatisierter 
Dienstleistungen in vielen Bereichen geprüft. An-
hand konkreter Praxisbeispiele wird verdeutlicht, wie 
die Rekommunalisierung zu befördern und erneute 
Privatisierung möglichst zu verhindern ist. 
BE 11 100531 05 31.05.–02.06.2010
Ort: Berlin-Wannsee 

Praxisorientierte Inhalte, Methoden 
und Instrumente zur Durchführung 
der Gefährdungsbeurteilung
Das Arbeitsschutzgesetz verpfl ichtet die Arbeitgeber, 
für Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftig-
ten zu sorgen. Die systematische Erfassung von Ge-
fährdungen und Belastungen ist ein zentrales Instru-
ment des betrieblichen Arbeitsschutzes. Die Begriffe 
Gefährdung und Belastung sind dabei weit gefasst. 
Die systematische Erfassung ist Grundlage für ziel-
gerichtete und konkrete Arbeitsschutzmaßnahmen. 
Praktische Instrumente wie Checklisten u. a. werden 
zur Verfügung gestellt, um die Umsetzung in die be-
triebliche Praxis zu erleichtern. Konkrete Praxisbei-
spiele geben Anstöße für das eigene Handeln.
SF 09 101004 10 04.10.–06.10.2010
Ort: Saalfeld

Allgemeine Kommunalverwaltung 
und Kommunalpolitik
Arbeiten in der Kommunalverwaltung
Das Seminar thematisiert mit kompetenten Referen-
ten aktuelle Themen für Beamte und Angestellte in 
den kommunalen Verwaltungen. Behandelt werden 
Fragen etwa zum Entgelt, zur Arbeitszeit, zur Qualifi -
zierung, zum eGovernment oder zur Gesundheitsför-
derung. Jugendliche Kolleginnen und Kollegen sind 
besonders aufgefordert, sich für das Seminar anzu-
melden.
WA 11 101027 02 27.10.–29.10.2010
Ort: Walsrode

Zielvereinbarungen für die Verwaltung I
Die Fachgruppe Allgemeine Kommunalverwaltung 
(AKV) bietet begleitend zum aktuell erarbeiteten 
Leitfaden „Zielvereinbarungen“ Seminare für ver.di-
Vertrauensleute und Personalräte an. Das Seminar 
zielt darauf, eine Grundlage für selbst organisierte 
Informationsveranstaltungen zu Zielvereinbarungen 
in der Dienstelle zu erhalten. Die Zielvereinbarungen 
werden hierbei auf die berufl iche Situation spezieller 
Berufsgruppen entwickelt.
WA 11 100526 02 26.05.–28.05.2010
Ort: Walsrode

Zielvereinbarungen für die Verwaltung II
Die Fachgruppe Allgemeine Kommunalverwaltung 
(AKV) bietet begleitend zum aktuell erarbeiteten 
Leitfaden „Zielvereinbarungen“ Seminare für ver.di-
Vertrauensleute und Personalräte an. Das Seminar 
zielt darauf, eine Grundlage für selbst organisierte 
Informationsveranstaltungen zu Zielvereinbarungen 
in der Dienstelle zu erhalten. Die Zielvereinbarungen 
werden hierbei auf die berufl iche Situation spezieller 
Berufsgruppen entwickelt. 
WA 11 101110 12 10.11.–12.11.2010
Ort: Walsrode

Beschäftigte in Bädern
Das Seminar ist ein berufsfachliches Seminar für 
Beschäftigte in Bäderbetrieben. Behandelt werden 
neben aktuellen Themen zur Beschäftigung insbe-
sondere Fragen der Aus- und Fortbildung wie auch 
Gefährdungstatbestände am Arbeitsplatz.
BI 11 101103 05 03.11.–05.11.2010
Ort: Bielefeld

Fachgruppe Feuerwehr
Seminar für Personalräte von 
Leitstellen der Feuerwehren
Feuerwehrleute in Leitstellen haben spezifi sche Pro-
bleme, die es von ver.di zu bearbeiten gilt. Z. B. Ar-

beitszeiten, Technikeinsatz, Ausbildung, besondere 
Arbeitsbelastungen. Das Seminar dient zur Verbesse-
rung der Interessenvertretung der in den Leitstellen 
beschäftigten Kolleginnen und Kollegen.
SF 11 100203 07 03.02.–05.02.2010
Ort: Saalfeld

Aktuelle Themen für die Arbeit 
der Personalräte und Betriebsräte 
bei den Feuerwehren
Im Seminar soll unter Berücksichtigung aktueller, 
feuerwehrspezifi scher Themen über die Beteiligungs-
möglichkeiten und Konsequenzen für die praktische 
Arbeit informiert werden, um die fachliche Kompe-
tenz und Handlungsfähigkeit der Personalvertretung 
zu erweitern und zu fördern.
GL 12 101011 07 11.10.–13.10.2010
Ort: Gladenbach

Aktuelle Themen für die Arbeit der 
Personalräte bei den Feuerwehren mit 
Tarifkräften/hauptamtlichen Kräften
Im Seminar soll unter Berücksichtigung aktueller, 
feuerwehrspezifi scher Themen über die Beteiligungs-
möglichkeiten und Konsequenzen für die praktische 
Arbeit informiert werden, um die fachliche Kompe-
tenz und Handlungsfähigkeit der Personalvertretung 
zu erweitern und zu fördern. Dieses Seminar ist spe-
ziell an Personalräte gerichtet, die für die Interessen-
vertretung von Tarifkräften bzw. hauptamtlichen 
Kräften verantwortlich sind.
SF 11 101122 07 22.11.–23.11.2010
Ort: Saalfeld

Fachgruppe Schulen
5. Bundesfachtagung Schulen in Kassel
Veränderungen im Schulbereich aufgrund schul-
politischer Zielsetzungen und deren Zusammenhang 
und Wechselwirkung zu gesellschaftspolitischen 
und betrieblichen Auswirkungen bedürfen einer 
Stärkung der Entscheidungs- und Handlungsfähig-
keit durch Kenntnisse diesbezüglicher Zusammen-
hänge. 
Kassel         07.04.–09.04.2010
Weitere Informationen: www.schulen.verdi.de

Fachgruppe Gartenbau, 
Friedhöfe und Forsten
Veränderte Arbeitsbedingungen in der 
kommunalen Grünpfl ege und deren 
Auswirkungen – Herausforderungen an 
gewerkschaftliche und berufsfachliche 
Handlungsfelder
Der Veränderungsdruck für die kommunalen Grün-
fl ächenämter hat sich im Laufe der vergangenen 
Jahre eher verstärkt als vermindert. Das Seminar ver-
mittelt Kenntnisse zu veränderten Verwaltungsstruk-
turen aufgrund gesetzlicher, organisatorischer und 
qualitativer Entwicklungen und deren Zusammen-
hang und Wechselwirkung zu gesellschaftspoliti-
schen und betrieblichen Auswirkungen. Dadurch 
werden Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit ge-
stärkt. Ebenso werden rechtliche Kenntnisse und 
konkrete Gestaltungsmöglichkeiten vermittelt.
410 6048 DGB Bildungswerk 
Niederpöcking         15.03.–20.03.2010
 

WAS? WO? WANN?
Bundesfachbereich Gemeinden – Seminare 2010

Weiter Informationen:

www.verdi-bildungsportal.de
gemeinden@verdi.de
ver.di-Bundesverwaltung
Fachbereich Gemeinden
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin
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F A C H G R U P P E NF A C H G R U P P E N

„Wir warten bis das Kind in den Brunnen ge-
fallen ist.” Das würde zwar niemand sagen, 
so handeln aber die Verantwortlichen gegen-
über den Jobcentern. Sie wissen von der 
Überlastung. Sie wissen, dass zu wenig Per-
sonal da ist. Und sie wissen, dass in der Krise 
die Zahl der Arbeitslosengeld-II-Empfänger 
weiter steigen wird – und tun nichts.

Betroffen sind von der Misere schon beide 
Seiten. ALG-II-Empfänger ärgern sich über 
zunehmend längeren Warte- und Bearbei-
tungszeiten, die Beschäftigten in den Job-
centern klagen seit langem über erhebliche 
Überlastung. Qualitätsverluste in der Bera-
tung sind programmiert. „Wir haben unzäh-
lige Überlastungsanzeigen aus dem Leis-
tungsbereich”, berichtet Andrea Asholt vom 

JobCenter Region Hannover. „Die Kollegin-
nen und Kollegen sind der Mehrbelastung 
einfach nicht mehr gewachsen.” Mehr Leis-
tungsempfänger, aber nicht mehr Personal.

Personal- und Raumnot
„Selbst wenn wir mehr Personal bekämen, 
wüssten wir nicht, wo wir sie hinsetzen soll-
ten”, sagt die stellvertretende Vorsitzende 
des bundesweit ersten Jobcenter-Personal-
rats. „Absolutes Raumproblem an unseren 
18 Standorten. Alles ist überfüllt, zwei, drei 
persönliche Ansprechpartner teilen sich ein 
Büro.” Bundesunfallkasse und Gemeindeun-
fallversicherung haben die Arbeitsbelastung 
und -sicherheit in dieser ARGE untersucht. 
Ergebnis des „Abba-Projekts”: akuter Hand-
lungsbedarf. 

Ähnliches berichtet Helga Fromme aus dem 
Jobcenter ARGE Dortmund mit jetzt 960 Be-
schäftigten. Mindestens 1.000 müssten es 
werden. „Wir können doch nicht erst einstel-
len, wenn mehr Kunden da sind. Die Kolle-
gen müssen auch ausgebildet und eingear-
beitet werden”, sagt die Personalrätin der 
Stadt Dortmund. Raumnot auch hier. „Es 
wird nichts mehr investiert, da nach dem Ver-
fassungsgerichtsurteil unklar ist, ob und wie 
es mit den ARGEn weitergeht.”

Regierung muss jetzt handeln
Der ver.di-Fachbereich Gemeinden hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
zeitig auf die unhaltbare Personalsituation in 
den Jobcentern hingewiesen. Doch in Hin-
blick auf die Bundestagswahl war die Reakti-
on so freundlich wie unbestimmt. Man wolle 
die Zahl der Befristungen deutlich senken, 
erklärte Staatssekretär Scheele gegenüber 
ver.di im August. Und natürlich sei man be-
reit, das Personal in Anbetracht der Arbeits-
marktlage zu verstärken. Die fi nanziellen 
Grundlagen würden geprüft. 

„Die Entfristungen einzelner Verträge bringt 
nichts und die dauerhafte Entfristung aller 
befristeten Arbeitsverhältnisse in den Job-
centern kann nur ein erster Schritt sein”, 
sagt Harald Giesecke, ver.di-Bundesfach-
gruppenleiter Sozial-, Kinder- und Jugend-
hilfe. „Gleichzeitig muss mehr Personal ein-
gestellt werden. Die alte Bundesregierung 
hat auf Zeit gespielt, die neue muss jetzt 
schnellstens handeln.“ 

MAXIMAL 
EIN EINSTIEG
Tarifabschluss Im Sozial- 
und Erziehungsdienst

Sechs Monate Arbeitskampf, die ersten 
bundesweiten Streiks im Sozial- und Erzie-
hungsdienst überhaupt, zuletzt ein fünftägi-
ger Verhandlungsmarathon und endlich ein 
Tarifergebnis. Viele hatten mehr erhofft. 
Trotz Enttäuschung und Kritik stimmt die 
Mehrheit der betroffenen ver.di-Mitglieder 
für Annahme, mit 55 Prozent.

„Die Urabstimmung im August zeigt ein rea-
listisches Bild der Stimmung”, sagt Harald 
Giesecke, Bundesfachgruppenleiter Sozial-, 
Kinder- und Jugendhilfe. „Der Kompromiss 
vom 27. Juli ist kein Jubelergebnis.” Die Er-
wartungen waren hoch, ebenso die Bereit-
schaft, sich für die Anerkennung der eigenen 
engagierten Arbeit durch die Arbeitgeber 
einzusetzen. Jeden Monat zeigt die Gehalts-
abrechnung, was den Arbeitgebern die Ar-
beit wert ist. 

30.000 Kolleginnen und Kollegen sind im 
ersten bundesweiten Streik des Sozial- und 
Erziehungsdienstes auf der Straße gewesen. 
Es war ein lebhafter Streik mit vorher unge-
ahnter Solidarität nicht nur bei den Erziehe-
rinnen in den Kitas. Auch bei den Sozialarbei-
tern und Sozialpädagoginnen in Werkstätten 
für Behinderte, der Jugendarbeit und im All-
gemeinen Sozialen Dienst war teilweise eini-
ges in Bewegung. Letztlich waren es aber 
noch zu wenige im Verhältnis zu den 220.000 
Beschäftigten, um die Haltung der kommu-
nalen Arbeitgeber zu durchbrechen. 

„Immerhin haben wir den Tarifvertrag Ge-
sundheitsförderung erreicht und den Ab-
wertungsversuch der Arbeitgeber für Neu-
eingestellte verhindert”, sagt Giesecke. „Ihre 
Arbeit wird tatsächlich aufgewertet und wir 
haben ein neues einheitliches Entgeltsys-
tem.” Für „Ältere”, die verheiratet und vom 
BAT gekommen sind, bringe der Abschluss 
hingegen meist keine Verbesserung – mit 
Ausnahmen. Die Arbeitgeber hätten sich ge-
gen jede Strukturänderung und  Aufwertung 
der Arbeit gewandt, berichtet der ver.di-
Sekretär aus den Verhandlungen. „Dieser 
Kompromiss ist maximal ein Einstieg.”                   

MEHR PERSONAL 
FÜR DIE JOBCENTER – 
UND ZWAR JETZT

Das fordert ver.di
Aufstockung der Personalkapazitäten 
zum Abbau der vorhandenen Überlas-
tung und für den künftigen Bedarf 
durch steigende Fallzahlen in Krisen-
zeiten. Hier stehen alle Geschäftsfüh-
rer von ARGEn und Jobcentern in der 
Verantwortung, damit auch zukünftig 
die Handlungsfähigkeit gewährleistet 
ist. Personalplanung, Personalent-
wicklung und Personalauswahl müs-
sen heute auf die prognostizierte Ent-
wicklung der Arbeitslosenzahlen 
ausgerichtet werden, nicht erst, wenn 
die Jobcenter kollabieren. Personal- 
und Betriebsräte müssen ihre Mit-
bestimmungs-, Mitwirkungs- und 
Anhörungsrechte zur Personalbe-
darfsplanung, den Personalanforde-
rungen zum Haushaltsplan sowie ge-
zielten individuellen Maßnahmen 
zum Abbau der hohen Belastungen 
einfordern und durchsetzen.

IN ALLER KÜRZE: 
Jetzt 14 Entgeltgruppen
Seit vier Jahren gab es im Sozial- und Erziehungsdienst zwei Gruppen von Beschäftigten. 
Wer nach Oktober 2005 eingestellt worden war, bekam bis zu einem Viertel weniger 
Geld. Seit 1. November 2009 gilt eine neue Entgelttabelle. Sie fasst die mehr als 
50 verschiedenen Tätigkeiten in 14 Entgeltgruppen zusammen. Mehr Geld bekommen 
vor allem die neu eingestellten Beschäftigten. So erhielt eine Erzieherin bislang 2.130 
Euro brutto, jetzt sind es 2.240, nach vier Jahren 2.400 Euro.

Zwei Strukturveränderungen konnten erreicht werden: Durch die neue Entgeltgruppe 
S 14 erhalten Sozialarbeiter/-pädagoginnen, „die Entscheidungen zur Vermeidung der 
Gefährdung von Kindeswohl treffen”, schon als Berufsanfänger 2.500 statt bisher 
2.237 Euro. Kita-Leitungen sind besser vor Abgruppierung geschützt, wenn die Kinder-
zahl durch Integration oder Kleinstkinder zurückgeht.

Gesundheitsförderung
Erstmals wurden im öffentlichen Dienst die physischen und psychischen Belastungen 
von Beschäftigten durch einen Tarifvertrag anerkannt. „Die Arbeit und die Arbeitsbedin-
gungen sind so zu organisieren, dass sie nicht Ursache von Erkrankungen oder Gesund-
heitsschädigungen sind“, heißt es im TV Gesundheitsförderung. Das muss jetzt in den 
Dienststellen und Einrichtungen umgesetzt werden. 

Soziale Berufe sind mehr wert
Der Tarifabschluss ist nur ein Einstieg. Soziale Berufe sind mehr wert. 
Deshalb bleibt der Schwerpunkt „Chancen fördern – Anerkennung fordern” bestehen. 
www.chancen-foerdern.de

Die Wartezeiten werden länger.  Foto: Bundesagentur für Arbeit 

Der Kompromiss für den Sozial- und Erziehungsdienst 
ist ein Einstieg in die Aufwertung dieser Berufe. Foto: Roettgers
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Wenn es nach Elke Grossenbacher von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) geht, müssen alle Gemeinden ihre Verträge mit Dienstleistern über-
prüfen. Und in der Tat haben das inzwischen auch viele getan. Die Folge: Altverträge wurden 
gekündigt. Das Bemerkenswerte daran ist, dass vor allem jene Verträge verdächtig sind, die 
bisher als besonders günstig galten. Denn gerade sie bergen die Gefahr, dass den Kommunen 
ein Bußgeld von bis zu 500.000 Euro droht.  

Die neue Lage verursacht hat der Mindestlohn für das Gebäudereinigerhandwerk; genauer: 
Die Aufnahme des Gebäudereinigerhandwerks in das Entsendegesetz. Das Besondere daran 
ist: Das Entsendegesetz richtet sich nicht nur an Arbeitgeber, sondern auch an Unternehmen, 
die Reinigungsaufträge an Dritte vergeben. Und damit auch an Kommunen. Das Entsendege-
setz könnte somit für jede Kommune von Bedeutung sein, die entweder Glasfl ächen, Räume 
oder Straßen von Dienstleistern reinigen lässt. Denn auch die  Kommune kann in eine Mithaf-
tung genommen werden. Vor allem dann, wenn sie aus dem niedrigen Preis für die Dienstleis-
tung hätte schließen müssen, dass zu Hungerlöhnen gearbeitet wird.

Die Rechnung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) ist simpel: Bei einem Mindestlohn von 
gut zehn Euro für das Gebäudereinigerhandwerk, zuzüglich der Sozialab-

gaben, der Kosten für Reinigungsmittel und Maschinen, Verwaltung und 
Mehrwertsteuer, ist ein Stundensatz von über 14 Euro Minimum. Dabei 
setzt die Kalkulation voraus, dass der Unternehmer eine logistische 

Meisterleistung hinlegt. Zudem muss er auf einen Gewinn verzichten. 
Doch das hätte zur Folge, dass er sein Unternehmen nicht allzu lange be-

treiben wird. Bei einer durchschnittlichen Logistik und einem üblichen, kei-
nem allzu hohen Gewinn sollten einer Reinigungsleistung etwa 17 Euro 

die Stunde zugrunde liegen. Erst bei dieser Summe ist Experten zufolge 
ein Angebot solide. Die FKS ist es übrigens, die mit „verdachtslosen 
Außenprüfungen“ darüber wacht, dass das Entsendegesetz eingehal-
ten wird. Grossenbacher räumt allerdings ein: „Die Gerichte haben 
sich zu dieser Frage noch nicht geäußert.“  

Sind die Kommunen aber nicht gezwungen, sich an die Ausschrei-
bungen zu halten und an den wirtschaftlichsten Anbieter zu ver-

geben? „Natürlich ist das so“, meint Grossenbacher. Nur: „Der 
Wirtschaftlichste ist nicht der Billigste.“ Darum jedoch geht es, 
den Anbieter mit dem wirtschaftlichsten Angebot zu fi nden. 
Also den Anbieter, der die gesetzlichen Regelungen beachtet 

und seinen Gewinn nicht beim Lohn der Beschäftigten ab-
schneidet. 

Eigenreinigung wieder gefragt 
Für die Kommunen hat diese Gesetzeslage noch eine 

weitere Auswirkung: Eigenreinigung ist wieder att-
raktiv. Private sind teuer geworden, weiß Christine 

Meier, ver.di-Landesfachbereichsleiterin Niedersach-
sen-Bremen. Denn bei 17 Euro die Stunde, die ein 

Privatanbieter kalkuliert, kann es sich für die 
Kommune wieder lohnen, es selbst zu machen. 

Kein Wunder, dass immer mehr Kommunen in 
Erwägung ziehen, die Reinigung wieder un-
ter das kommunale Dach zu holen.  Auch 

weil sie es dann wieder in der Hand haben, 
wie gründlich und wie fl exibel geputzt 

wird.

Kommunen dürfen bedeutsame Volksfeste 
nicht privatisieren. Das Bundesverwaltungs-
gericht setzte mit diesem Urteil vom Mai 
2009 einen Schlussstrich unter eine jahre-
lange Auseinandersetzung. Es stellte klar: 
Kulturell, sozial und traditionell  bedeutsame 
Volksfeste, die bisher kommunal betrieben 
wurden, dürfen nicht an Private abgegeben 
werden. Die Gemeinden könnten sich nicht 
ihrer Aufgabenverantwortung entziehen, be-
gründeten die Richter ihre Entscheidung. Da-
mit hob das Gericht anderslautende Urteile 
der Vorinstanzen auf. 

Bei dem Verfahren ging es um den Offenba-
cher Weihnachtsmarkt, den die Stadt Offen-
bach bis 1997 selbst veranstaltet hatte.  
Dann übertrug sie die Ausrichtung des Mark-
tes der Interessengemeinschaft Treffpunkt 
Offenbach, die wiederum eine Veranstal-
tungsgesellschaft mit der Organisation be-
auftragte. Der Vertrag sah vor, dass der Be-
treiber auch die Auswahl der Marktbeschicker 
übernimmt. Der Kläger, der 2004 einen Im-
bissbetrieb von einem anderen Marktbeschi-
cker gekauft hatte, wurde zum Weihnachts-
markt nicht zugelassen. Dagegen hatte er 
geklagt. 

Für das Bundesverwaltungsgericht steht es 
den Gemeinden keineswegs frei, „sich ohne 
Weiteres der Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft zu entledigen“. Vielmehr 
müssten sich Gemeinden grundsätzlich zu-
mindest Einwirkungs- und Steuerungsmög-
lichkeiten vorbehalten, wenn sie Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft anderen 
übertragen wollen: „Eine vollständige Über-

tragung von Aufgaben besonderer sozialer, 
kultureller und traditioneller Prägung wie ein 
Weihnachtsmarkt an Dritte ist nicht zuläs-
sig“, stellt das Gericht ausdrücklich fest. Die 
Veranstaltung solcher Volksfeste gehöre zu 
den Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft, zumal bei derartigen Volksfesten be-
ziehungsweise Weihnachtsmärkten die wirt-
schaftlichen Belange eindeutig zurücktraten. 

Als Folge der Entscheidung ist es den Ge-
meinden künftig verwehrt, traditionelle 
Volksfeste mit kommunalpolitischer Relevanz 
vollständig auf Dritte zu übertragen. Jeden-
falls künftig werden die Kommunen wieder 
selbst Einfl uss auf die Ausgestaltung nehmen 
und vor allem die Entscheidung wieder selbst 
treffen, wer den Markt beschicken darf. 
(BVerwG 8 C 10.08)

Broschüre zur Tagung 

In der Broschüre „ÖFFENTLICH IST WESENTLICH 
– Für eine soziale Gesellschaft und gute Arbeit“, do-
kumentieren die Fachbereiche Gemeinden und 
Bund/Länder die Tagung, zu der im März weit über 
200 Kolleginnen und Kollegen gekommen waren. 
Mehr über den Inhalt der Broschüre und wo sie zu 
bekommen ist, steht unter:
www.oeffentlich-ist-wesentlich.verdi.de
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NUR UNTER KOMMUNALER REGIE 
Bundesverwaltungsgericht: Grenzen für Privatisierungen gesetzt

BILLIG KANN 
TEUER KOMMEN  
Entsendegesetz macht Eigenreinigung wieder attraktiv  

EU-Ausschreibung 
nicht erforderlich 
Urteil stärkt kommunale Kooperationen

Die Zusammenarbeit von Kommunen in der 
kommunalen Daseinsvorsorge wie der Was-
serversorgung, der Abwasser- und Abfallent-
sorgung fällt nicht unter das Vergaberecht. 
Die Dienstleistungen müssen deshalb auch 
nicht europaweit ausgeschrieben werden, 
urteilte der Europäische Gerichtshof. 

Wenn es nach den Wettbewerbshütern der 
Europäischen Kommission ginge, müsste die 
Daseinsvorsorge des Staates für seine Bürger 
wie jede andere Dienstleistung behandelt 
werden. Deshalb klagte sie beim EuGH ge-
gen Deutschland. Die EU-Kommission nahm 
Anstoß daran, dass die vier niedersächsi-
schen Landkreise Rotenburg (Wümme), Har-
burg, Soltau-Fallingbostel und Stade einen 
Auftrag zur Abfallentsorgung in einer Müll-
verwertungsanlage direkt an die Stadtreini-
gung Hamburg erteilt hatten, ohne ihn ge-
meinschaftsweit auszuschreiben. 

Kommunen haben Spielraum
Für den EuGH haben die Kommunen für die 
gemeinsame Wahrnehmung ihrer öffent-
lichen Aufgaben einen erheblichen Gestal-
tungsspielraum. Das europäische Vergabe-
recht dürfe diesen Spielraum nicht 
einschränken. Die Kommunen könnten ge-
meinsame Aufgabenträger beauftragen oder 
Zweckverbände gründen. An bestimmte 
rechtliche Gebilde seien sie nicht gebunden. 
Der Gerichtshof bekräftigte zudem ein frühe-
res Urteil, wonach „eine öffentliche Stelle 
ihre im allgemeinen Interesse liegenden Auf-
gaben mit ihren eigenen Mitteln und auch in 
Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen 
Stellen erfüllen kann, ohne gezwungen zu 
sein, sich an externe Einrichtungen zu wen-
den, die nicht zu ihren Dienststellen gehö-
ren”. Durch eine solche Zusammenarbeit 
werde der Wettbewerb nicht in Frage ge-
stellt. 

„Der Europäische Gerichtshof hat eine Lan-
ze für die interkommunale Zusammenarbeit 
gebrochen”, kommentierte VKU-Hauptge-
schäftsführer Hans-Joachim Reck. „Nun 
kann und muss auch im nationalen Recht 
Klarheit geschaffen werden.” Die frühere 
Bundesregierung hatte bei der Überarbei-
tung des Vergaberechts eine Regelung vor-
geschlagen, die dem aktuellen Urteil ent-
sprach. Sie wurde vom Wirtschaftsfl ügel der 
CDU/CSU-Fraktion verhindert. Die „Beden-
ken” sind nach dem Urteil nun gegenstands-
los.                                    

Ö F F E N T L I C H 

I S T  W E S E N T L I C H

Ö F F E N T L I C H 

I S T  W E S E N T L I C H

Traditionelle Weihnachtsmärkte müssen unter kommunaler Regie bleiben.  Foto: J. Bender
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Der Klimaschutz war das Schwerpunktthema 
beim sechsten Aktionstag „Da sein für Mün-
chen“, bei dem sich kommunale Dienstleister 
der Bevölkerung vorstellen: So informierten 
die Stadtwerke München, der Abfallwirt-
schaftsbetrieb, das Baureferat und die Stadt-
entwässerung über erneuerbare Energien, 
Energiemanagement und ressourcenscho-
nende Entsorgung. 

Insgesamt präsentierten über 600 Beschäf-
tigte der Stadt und ihrer Betriebe ihre Dienst-
stelle und beantworteten die Fragen der Bür-
gerinnen und Bürger. Doch es wurde nicht 
nur Information geboten. Das Schulreferat 
organisierte ein Spiel- und Sportangebot: 
Hüpfburg, Kletterturm, Bungee-Trampoline 
und Torwand, eine Fahrzeugausstellung und 

ein „Müllfahrzeug light“ des Abfallwirt-
schaftsbetriebes, ein Niederfl urbus mit Hy-
bridantrieb und das modernste Löschfahr-
zeug der Münchner Berufsfeuerwehr. Das 
Interesse der Bürgerinnen und Bürger war 
groß – nicht nur das der Kinder.

Privat vor Staat war noch nie eine Parole, die 
sich München zu eigen gemacht hat. Im Ge-
genteil: München sieht sich als eine Hoch-
burg der kommunalen Daseinsvorsorge, die 
auch weiter zu 100 Prozent in städtischer 
Hand bleiben soll. Nach eigenen Angaben 
investiert die Stadt in den kommenden Jah-
ren kräftig in erneuerbare Energien. Damit 
will die Stadt ihre Infrastruktur verbessern 
und ihre Position im Wettbewerb mit ande-
ren Standorten stärken. 

Kurzarbeit, Gewinneinbruch, leere öffentliche Kassen: Während die 
einen im Herbst 2009 schon das Ende des Tunnels ausgemacht ha-
ben, sind andere fest davon überzeugt, dass Deutschland das 
Schlimmste noch bevorsteht. Die Regelungen zur Kurzarbeit laufen 
aus, in Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise gibt es immer mehr 
Arbeitslose. In einer Frage sind sich alle einig – und das ist die Situati-
on der öffentlichen Kassen. Ganz abgesehen von der Rekord-Ver-
schuldung des Bundes und der Länder – bei den Kommunen ist die 
Krise längst angekommen. Bereits im ersten Quartal 2009 sanken die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer um fast zehn Prozent, im zweiten 
Quartal um über 20 Prozent – wobei die Einbrüche regional sehr un-
terschiedlich sind. 

Eines ist sicher: Schnell werden sich die öffentlichen Kassen nicht er-
holen. 2008 nahmen die Kommunen zig Milliarden Euro aus der Ge-
werbesteuer ein. Sie war für die Städte und Gemeinden die wichtigs-
te eigene Einkommensquelle. Entsprechend schwerwiegend sind die 
Folgen. Längst versuchen die Kommunen zu sparen. Denn während 
die Einnahmen sinken, müssen sie mehr für Soziales ausgeben, weil 
steigende Sozialausgaben die andere Folge der Krise sind.  

In solchen Zeiten sind Personalrätinnen und Personalräte besonders 
gefordert. Dann geht es darum, die Kolleginnen und Kollegen zu 
schützen. Denn es ist absehbar, dass die Kommunen auch versuchen 
werden, weitere Personalkosten einzusparen. Stellenstreichungen 
sind aber keine Lösung, denn bereits jetzt haben Arbeitsbelastung 
und Arbeitsverdichtung die eigentlichen Grenzen überschritten. Jetzt 
besteht die Gefahr, dass die Kommunen sich in einem strategischen 
Dilemma verfangen. Aufgrund der demografi schen Entwicklung wer-
den die Verwaltungen und die kommunalen Betriebe in absehbarer 
Zeit händeringend Personal suchen. Personalplanung, Personalent-
wicklung muss das Stichwort lauten – gerade in Krisenzeiten. Alles 
andere kommt unterm Strich teuer. 

Verschlechterungen
Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP ist mit: „Wachstum, 
Bildung und Zusammenhalt“ getitelt. Doch im Klartext bedeutet er: 
Schwarz-Gelb hat sich auf Verschlechterungen für große Teile der Be-
völkerung verständigt und verkauft sich gleichzeitig als Koalition der 

Wohltätigen. Aber wenn die Gewerbesteuer abgeschafft wird, verlie-
ren die Kommunen den wesentlichsten Teil ihrer Steuereinnahmen. 
Dann wird die kommunale Selbstverwaltung nur noch zur Farce.

Mit der Einführung von Hebesätzen auf die Einkommensteuer wird 
die Finanzierung öffentlicher Aufgaben, Dienstleistungen und der 
Daseinsvorsorge auf die Beschäftigten abgewälzt. Das kann nicht 
sein. Unternehmen müssen sich genauso an der Finanzierung der öf-
fentlichen Infrastruktur beteiligen, wie die Bürgerinnen und Bürger. 
Wenn dazu noch für kommunale Dienstleistungen die Mehrwertsteu-
er eingeführt wird, werden erneut die Bürgerinnen und Bürger zur 
Kasse gebeten. Hier sollen mit dem Scheinargument der „Wettbe-
werbsgleichheit“ öffentliche Dienstleistungen und kommunale Un-
ternehmen für die Privatisierungen reif geschossen werden. 

Was muss passieren? Eines steht fest: In Anbetracht der leeren öffent-
lichen Kassen, in Anbetracht der Schuldenberge, gibt es keine Spiel-
räume für Steuererleichterungen. Wer dennoch auf Steuererleichte-
rungen pocht, nimmt in Kauf, dass die Bürgerinnen und Bürger diese 
Politik mit großen Einschnitten bei den kommunalen Leistungen be-
zahlen. Deshalb müssen sich ver.di, die Personalrätinnen und Perso-
nalräte sowie die Beschäftigten dafür stark machen, dass der Staat die 
Kommunen nicht weiter ruiniert. Denn in Krisenzeiten wird der Staat 
mit seinen Leistungen mehr gebraucht denn je. Gerade in Krisen-
zeiten sind die Menschen auf den Staat angewiesen – auf gute kultu-
relle Angebote, auf einen funktionierenden Nahverkehr, auf gute 
Service-Leistungen der Verwaltung. 

DAMIT DIE STADT 
LIEBENSWERT BLEIBT  
Beschäftigte der Stadt 
Datteln setzen ein Zeichen  

Die Beschäftigten der nordrhein-westfäli-
schen Stadt Datteln haben ein Zeichen ge-
setzt: In einer Resolution an den Rat der 
Stadt machen sie deutlich, was sie von ih-
rem Arbeitgeber erwarten – nämlich ein 
verstärktes Engagement für eine Gemein-
defi nanzreform. Denn „gleich, welche An-

strengungen die Stadt auch unternimmt – 
es wird ihr nicht gelingen, aus eigener Kraft 
einen ausgeglichenen Haushalt aufzustel-
len“, heißt es in der Resolution. 

Zugleich machen die Beschäftigten deut-
lich, was sie von weiteren Sparmaßnahmen 
auf ihrem Rücken halten – nämlich absolut 
nichts: „Wir sind nicht mehr bereit, weiter-
hin Einschränkungen durch die sich stetig 
verschlechternde Haushaltssituation hinzu-
nehmen.“ Die Beschäftigten fordern den 
Rat auf, er solle politische Möglichkeiten 
nutzen, die Verwaltung handlungsfähig zu 

machen – damit Datteln liebenswert bleibe.  
In neun Punkten listen die Beschäftigten 
das auf, was sie vom Rat erwarten: Den 
Verzicht auf Privatisierung und PPP. Statt-
dessen fordern die Beschäftigten unter an-
derem kreative Lösungen zur Entschuldung 
der Städte. 

Die Stadt soll sich für Bildung und Kultur 
sowie für kommunale Arbeitsplätze einset-
zen. Sie soll vehement dem Diktat „Privat 
vor Staat“ widersprechen und sich zum 
Motto „ÖFFENTLICH IST WESENTLICH“ be-
kennen. 

KOMMUNEN 
NICHT RUINIEREN

Anti-Krisenpolitik sieht anders aus

STAAT VOR PRIVAT 
Da sein für München: Kommunale Dienst-
leister präsentieren sich der Bevölkerung 

Mit dem Aktionstag will die Stadt auf die 
Leistungsfähigkeit der kommunalen Betriebe 
hinweisen und bei der Bevölkerung für die 
kommunalen Dienstleister werben. Deshalb 
präsentieren sich sowohl die Stadtwerke als 
auch der Nahverkehr, die Entsorgung und 
auch die Sparkassen der Stadt. Die Finanz- 
und Wirtschaftskrise habe schmerzlich ver-
deutlicht, dass die einseitige Ausrichtung auf 
die Kräfte des Marktes mit dem Ziel kurz-
fristiger Renditen nicht Richtschnur für 
die Bereitstellung von grundlegenden In-
frastrukturangeboten sein kann, heißt es aus 
München. 

In Zeiten der Krise erweisen sich die Leistun-
gen der Stadt und ihrer Unternehmen als be-
sonders wichtig, sind sich die Initiatoren des 
Aktionstages sicher. Nachhaltige Daseinsvor-
sorge ist das Gebot der Stunde und ist gleich-
zeitig die beste Zukunftsvorsorge für die Bür-
gerinnen und Bürger, sind die Vertreter der 
Stadt München überzeugt. 

Deshalb müsse auf nationaler und auf euro-
päischer Ebene sichergestellt werden, dass 
die Städte auch künftig in eigener Verant-
wortung soziale und wirtschaftliche Infra-
strukturleistungen bereitstellen können. Wo 
bereits Wettbewerb herrscht, dürften kom-
munale Unternehmen nicht behindert wer-
den. Wer kommunale Unternehmen schwä-
che, schwäche auch den Wettbewerb.  

Es ist schon Tradition: Kommunale Dienstleister stellen sich vor.  Fotos: Da sein für München
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Der Kita-Streik war ein voller Erfolg – zu-
mindest für das Selbstbewusstsein zehn-
tausender Erzieherinnen und Sozialar-
beiter, die erstmals einen Arbeitskampf 
auf die Beine stellten. Und ver.di erlebte 
eine „Eintrittswelle”. Auch im Bezirk 
Kiel-Plön – aber nicht im Selbstlauf.

„Streik ist die beste Mitgliederwerbung”, 
heißt eine alte Gewerkschaftsweisheit. Folg-
lich müsste der gewerkschaftliche Organisa-
tionsgrad im streikfreudigen Spanien ein 
Vielfaches des Deutschen betragen. Ist aber 
nicht so. So wird eher ein Schuh draus: 
Gestreikt wird, weil ein wichtiges Anliegen 
der Beschäftigten nicht anders durchgesetzt 
werden kann. Und ein Streik kann überhaupt 
nur erfolgreich sein, wenn er von genügend 
Kolleginnen und Kollegen getragen wird. 
Das hat auch was mit dem Organisations-
grad zu tun.

In den Kitas hat sich Frust aufgebaut. Die en-
gagierte Arbeit der Erzieherinnen und Erzie-
her fi ndet Anerkennung – durch die Kinder, 
deren Eltern und in der Gesellschaft. Aber die 
Gehaltsabrechnung zeigt ihnen jeden Mo-
nat, was ihre Arbeit ihren Arbeitgebern wert 
ist. Dazu gestiegene Belastungen. Trotzdem: 
Streikende Kindergärtnerinnen, das war fast 
unvorstellbar.

„Das schaffen wir nicht.”
Als Frank Hornschu im Februar 2008 die 
Beschäftigten von 36 Kindertagesstätten zu 
einer Versammlung einlud, kamen 15 Mit-
glieder. Thema: Tarifrunde im öffentlichen 
Dienst. Als Bezirkssekretär hatte er den Fach-
bereich Gemeinden kurz vorher übernom-
men. Enttäuschung bei den 15, dass so 
wenig gekommen waren, aber eine Idee: 
Ein Brief mit Unterschriften an Kiels Oberbür-
germeisterin, damals Chefi n der 35 städti-

schen Kitas. Hornschus Vorschlag, ein Kita-
Tag während des Warnstreiks, hingegen stieß 
auf Skepsis: „Das schaffen wir nicht.” Doch 
es gelang. Der Brief, von der Hälfte der 
Belegschaft unterschrieben, mobilisierte und 
im März 2008 zogen 220 Erzieherinnen mit 
anderen demonstrierend durch die Landes-
hauptstadt.

„Hochgradig vernetzt”
Nach dem TVöD-Abschluss ging es für 
die Erzieherinnen um die Eingruppierung. Im 
ver.di-Bezirk wurde eine neue Fachgruppe 
für pädagogische Fachkräfte gegründet. Wie 
sind wir eingruppiert? Was wollen wir? Das 
waren die Themen der monatlichen Treffen. 
„Das wurde immer zurückgekoppelt in die 
einzelnen Kitas”, berichtet der 49-jährige 
Kieler. „Seitdem sind die Kolleginnen und 
Kollegen vernetzt und es gibt Ansprechpart-
ner in allen 36 Einrichtungen.”

L Ä N D E R

Die Föderalismusreform hat Bewegung in 
das Beamtenrecht gebracht. Nach dem 
Dienstrechtsneuordnungsgesetz des Bundes 
ist am 1. April 2009 das Beamtenstatusge-
setz für die Länder- und Kommunalbeamten 
in Kraft getreten. Dessen Umsetzung in den 
Bundesländern gestaltet ver.di aktiv mit – 
und hat Forderungen an den Gesetzgeber.

Das einheitliche Besoldungs- und Versor-
gungsrecht für den Bund, die Länder und 
damit für die mittelbaren Landesbeamten in 
den Kommunalverwaltungen oder bei der 
Feuerwehr ist mit der Schaffung unabhän-
giger Gesetzgebungskompetenzen von Bund 
und Ländern Vergangenheit. Das Dienst-
rechtsneuordnungsgesetz enthält zahlreiche 
Änderungen im Bundesbeamten-, Bundes-
besoldungs- und Beamtenversorgungsge-
setz. In Gesprächen mit dem Innenministe-
rium und den Bundestagsfraktionen konnte 
ver.di zahlreiche positive Regelungen errei-
chen wie die Sicherung von Besoldung und 
Versorgung oder die Schaffung eines moder-
nen Laufbahnrechts.

Jetzt sind die 16 Bundesländer dabei, eigene 
Gesetze für ihr neues Besoldungs- und Ver-
sorgungsrecht zu schaffen. Grundlage sind 
die verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
und das Beamtenstatusgesetz. Dieses Gesetz 
regelt die statusrechtlichen Fragen wie Rech-
te, Pfl ichten und Versetzung von Beamten 
und ist die dienstrechtliche Klammer für die 
Gestaltung des Beamtenrechts in den Län-
dern. Auch hier konnte ver.di im Gesetzge-
bungsverfahren etliches bewirken, so etwa 
die Ausweitung der Versetzungs-, Abord-
nungs- und Zuweisungsmöglichkeiten ver-
hindern.

Gesetzesreform notwendig
Dennoch hält ver.di eine Novellierung des 
neuen Beamtenstatusgesetzes für notwen-
dig. „Es gibt zwei wesentliche Punkte, in 
denen das Gesetz geändert werden muss”, 
unterstreicht Bundesbeamtensekretär Klaus 
Weber. Beide betreffen den Wechsel in ein 
anderes Bundesland, der auch für Kommu-
nalbeamtinnen und -beamte gar nicht so 
selten ist.

„Wir wollen, dass die zuvor erreichte Versor-
gung und Besoldung für alle auch für die Zu-
kunft gesichert ist”, sagt Weber, „und wir 
wollen, dass die Laufbahnbefähigung, die in 

einem Bundesland erworben wurde, auch im 
anderen Bundesland anerkannt wird.” Das 
fehlt im Gesetz.

Das Problem: Bundestag und Bundesrat 
müssten einer Gesetzesreform zustimmen 
und gerade die Beamtenversorgung war ja 
ein Grund für die Föderalismusreform. In 
dieser Frage sieht Klaus Weber, als Bereichs-
leiter des ver.di-Fachbereichs Bund und 
Länder mit dem nötigen Einblick, auch die 
größte Gefahr für die Zukunft. Viele Länder 
haben kaum Rücklagen für die Versorgung 
ihrer Beamten gebildet. 

Modernes Laufbahnrecht
Im Bund hat ver.di die Angriffe der Politik auf 
die Beamtenbesoldung abwehren können. 
Das hat sich die Gewerkschaft auch für die 
Länder vorgenommen. Übrigens nicht ohne 
Erfolg, zum Beispiel in Bayern: Die eingeführ-
te 42-Stunden-Woche für Beamte wird ab 
2013 zurückgenommen.

Aktuell geht es in den Ländern auch um das 
Laufbahnrecht. Erreichen will ver.di drei 
Punkte:
•  Die Durchlässigkeit muss horizontal 

und vertikal verbessert werden, also mehr 
Chancen für eine breite Verwendung 
innerhalb einer Laufbahnstufe plus 
vielfältige Aufstiegsmöglichkeiten.

•  Die neuen Bildungsabschlüsse wie 
Master und Bachelor müssen den 
Laufbahngruppen zugeordnet werden.

•   Personalentwicklung, Fort- und Weiter-
bildung müssen zur Pfl icht werden.

Wir wollen nicht nur eine Qualifi zierungs-
pfl icht, sondern auch ein Qualifi zierungs-
recht für die Beamten”, sagt der Bundes-
beamtensekretär. „Das wäre sowohl zum 
Nutzen der Kommunen wie auch im Interes-
se der Beamten. Beim Bund haben wir das 
durchgesetzt.”   

I gemeinden.verdi.de 
Dienstrechtsneuordnungsgesetz Bund
Download auf ver.di-Beamten-Website:
beamte.verdi.de
Beamtenstatusgesetz für die Länder
Download bei „Gesetze im Internet”:
bundesrecht.juris.de/beamtstg/
ver.di: Informationen zum Beamtenrecht
beamte.verdi.de/beamtenrecht

BESOLDUNG – VERSORGUNG – LAUFBAHN
In 16 Bundesländern neues Beamtenrecht

EINTRITTSWELLE 
AN DER KIELER BUCHT

Diese Verantwortlichkeit einzelner, ihr per-
sönliches Engagement in ver.di, die hohe 
Anbindung aller Kitas und ihrer Beschäftig-
ten waren später dann die Basis für eine 
„gigantisch gute Beteiligung am Kita-Streik”. 

„Ganz stark solidarisch”
„Deshalb war der Mut mitzumachen sehr 
groß”, sagt Hilke Babbe, die der Bezirks-
sekretär als „unsere Vertrauensleutespreche-
rin” vorstellt. Die Erzieherin ist mittlerweile 
freigestellte Personalrätin im Kieler Rathaus. 
Vom Streik selbst gäbe es viel zu berichten 
über selbst getextete Lieder oder die Stim-
mung bei der Menschenkette durch Kiel. 

Aber das ist hier ja nicht das Thema, genauso 
wenig wie die langen Diskussionen nach 
dem Kompromiss, Enttäuschung schon, aber 
auch großer Stolz. Das Wichtigste: „Wir fühl-
ten uns alle ganz stark solidarisch unterein-
ander”, sagt die 41-jährige. Ach ja, Thema 
Mitgliederwerbung: 284 der 440 Erziehe-
rinnen sind jetzt ver.di-Mitglied, davon 140 
neu eingetreten in diesem Jahr.   

L Ä N D E R

Wochenlang gingen Kita-Beschäftigte auf die Straße.  Fotos: F. Schischefsky
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Beamtinnen und Beamte der kommunalen 
Feuerwehren haben Ende September in 
Stuttgart gegen die von der baden-württem-
bergischen Landesregierung geplante Anhe-
bung der Altersgrenze von 60 auf 62 Jahre 
demonstriert. Vor dem Stuttgarter Rathaus 
und dem Innenministerium erschienen die 
Beschäftigten der Berufsfeuerwehren mit 
Feuerwehrauto und in Uniform und machten 
ihrem Unmut über die Pläne der Landesregie-
rung Luft. 

Thomas Schwarz, zuständiger ver.di-Sekre-
tär, forderte die anwesenden Politiker aus 
dem Landtag auf, die Altersgrenze wie in 
allen anderen Bundesländern auch beim 
60. Lebensjahr zu belassen. Schwarz: „Die 
Feuerwehrleute halten für uns jahrzehnte-
lang die Knochen hin, riskieren ihr Leben und 
haben eine signifi kant niedrigere Lebenser-
wartung. Dafür sollen sie weiterhin mit 60 in 
ihren verdienten Ruhestand gehen dürfen.“

Für die 1.300 Angehörigen der Berufsfeuer-
wehren in Baden-Württemberg gebe es kei-
nen nennenswerten rückwärtigen Dienst. 
Die Beamtinnen und Beamten der Berufsfeu-
erwehren leisten daher bis zu ihrer Pensionie-
rung meist über 35 Jahre Einsatzdienst an 
vorderster Front.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Landtag, 
Claus Schmiedel, erklärte auf der Kundge-
bung, seine Fraktion habe sich einstimmig 
für die Beibehaltung der Altersgrenze aus-
gesprochen. Für die Landtagsfraktion der 
Grünen hatte der innenpolitische Sprecher 
Uli Scherl ver.di bereits die uneingeschränkte 
Unterstützung der Forderungen zugesichert. 
Auf der Demonstration erklärte Winfried 
Scheuermann für die CDU-Landtagsfraktion, 
dass es bisher nur Pläne der Regierung seien, 
nicht der CDU-Fraktion. Er forderte die 
Feuerwehrleute auf, bei den Landtagsabge-
ordneten für ihre Forderungen einzutreten.

MIT 60 IN DEN RUHESTAND 
Feuerwehrleute demonstrieren gegen 
geplante Anhebung ihrer Dienstaltersgrenze

AUFWIND FÜR 
STADTWERKE 
BGH bestätigt Anspruch auf 
Rekommunalisierung 

Die Rekommunalisierung gewinnt an 
Fahrt – zumindest bei der Strom- und 
Gasversorgung. Eigene Unternehmen 
gewährleisten den „Kommunen sichere 
Einnahmen gerade in Krisenzeiten”, sag-
te Hannovers Oberbürgermeister Ste-
phan Weil auf dem 4. Energiekongress 
Anfang September. „Stadtwerke befi n-
den sich klar im Aufwind.”

Ahnen konnte der Präsident des Verban-
des kommunaler Unternehmen (VKU) da 
noch nicht, dass wenige Tage später ein 
Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) für 
noch stärkeren Auftrieb sorgen würde. 
Der BGH gab Klagen zweier kommunaler 
Energieversorger aus Hessen statt, die 
von der Südhessischen Energie AG (HSE) 
nach Auslaufen der Lizenz die Übereig-
nung der Strom- und Gasnetze verlangt 
hatten. Der private Energiekonzern woll-
te die profi tablen Netze nur verpachten.

Die Karlsruher Bundesrichter bestätigten 
eine Klausel in den alten Konzessionsver-
trägen, die bei Vertragsende eine Pfl icht 
zur Rückübereignung vorsieht. Daran 
könnten auch spätere Regelungen im 
Energiewirtschaftsgesetz nichts ändern. 
Durch das BGH-Urteil können zahlreiche 
Kommunen die Energieversorgung wie-
der in die eigene Hand nehmen. Denn 
von den bundesweit rund 20.000 Kon-
zessionsverträgen werden in den kom-
menden zwei Jahren rund 2.000 aus-
laufen – so auch in Hamburg, wo Jahre 
nach dem HEW-Verkauf an Vattenfall 
jüngst die städtische „Hamburg Energie” 
gegründet wurde.  

In den Ruhestand erst mit 62? Nein danke.  Fotos: ver.di


